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W
arum der Gesetzgeber di-
ese Verantwortlichkeit 

festgeschrieben hat, ist nicht 
konkret nachvollziehbar: 

Die Zustimmung durch die 
Verwaltungsbehörde soll ver-
hindern, dass ein Betroffener 
an einem Kurs teilnimmt, 
ohne dass das zugrundelie-
gende Gutachten von der 
Verwaltungsbehörde geprüft 
wurde. Es besteht die Mög-
lichkeit, dass das Gutachten 
den Anforderungen der An-
lage 15 nicht genügt und da-
mit als nicht nachvollziehbar 
anzusehen ist. Damit wäre 
auch der Kursempfehlung 
die Grundlage genommen 
und/oder
die Kursempfehlung unter-
liegt auch den allgemeinen 
Grundsätzen der Anlage 15 
Buchstabe a, die  zumindest 
hinsichtlich der Nachvoll-
ziehbarkeit anzulegen sind.

Nach Meinung des Verfas-
sers ist die Kombination der 
Argumente zutreffend. Das zur 
Überprüfung der Eignung in 

■

■

Auftrag gegebenen Gutachten 
hat primär die Aufgabe eine 
Aussage über die Eignung des 
Betroffenen abzugeben. Dazu 
sind die in der Anlage 15 auf-
geführten Grundsätze, die sich 
sowohl auf  ärztliche als auch auf  
med.-psych. Begutachtungen be-
ziehen, zu berücksichtigen:

Das Gutachten muss in allge-
mein-verständlicher Sprache 
abgefasst sowie nachvollzieh-
bar und nachprüfbar sein. 
Die Nachvollziehbarkeit be-
trifft die logische Ordnung 
(Schlüssigkeit) des Gutach-
tens. Sie erfordert die Wie-
dergabe aller wesentlichen 
Befunde und die Darstellung 
der zur Beurteilung führen-
den Schlussfolgerungen.

Die Nachvollziehbarkeit eines 
Gutachtens basiert vor allem auf  
der Verknüpfung zwischen den 
erhobenen Explorationsdaten 
und der abschließenden Beurtei-
lung des Gutachters. Ohne die 
Verbindung der Inhalte der 
Exploration zur Beurteilung 
des Gutachters wäre es für den 

■

■

Mitarbeiter einer Verwaltungs-
behörde notwendig, diese Bezie-
hungen selbst herzustellen. Dies 
ist jedoch die Aufgabe des Gut-
achtens, da dieses als Hilfsmit-
tel für die Verwaltungsbehörde 
dient und von daher den Mitar-
beiter der Verwaltung in die Lage 
versetzen muss, das Ergebnis des 
Gutachtens „nachvollziehen“ zu 
können. Daher ist es erforder-
lich, dass sich aus der Beur-
teilung z.B. ergibt,

Welche Historie (z.B. Trink-
verhaltensentwicklung) vor-
liegt
Welche Ursachen bzw. Auslö-
ser der Problematik zugrunde 
gelegt werden
Woraus sich eine ausreichende 
Problemeinsicht ergibt 
Ob und welche stabilen Ver-
meidungsstrategien bestehen.

Ist das Gutachten hin-
sichtlich der Fragestellung 
der Verwaltungsbehörde 
nachvollziehbar ist entweder 
Eignung oder Nichteignung 
gegeben. Die Kursempfehlung 
ist primär unabhängig vom Gut-

■

■

■

■

§ 70 FeV

Kurse nach § 70 FeV und 
die bedingte Eignung
Entsprechend den Regelungen des § 11 Abs.10 Nr.2 und 3 FeV bedarf die Teilnahme 
an einem Kurs der Zustimmung der Fahrerlaubnisbehörde. Dadurch besteht für 
die Fahrerlaubnisbehörde die Notwendigkeit die Empfehlung einer Kursteilnahme 
inhaltlich aufgrund eines vorliegenden med.-psych. Gutachtens nachvollziehen zu 
können. Von Volker Kalus
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achten zu sehen. Dazu führt An-
lage 15 ergänzend aus: „… Das 
Gutachten kann auch geeignete 
Kurse zur Wiederherstellung der 
Kraftfahreignung empfehlen.“

Die Teilnahme an einem 
Kurs zur Wiederherstellung der 
Eignung stellt eine Alternative 
zu einer erneuten med.psych. 
Begutachtung dar. Demzu-
folge ist die Empfehlung der 
Kursteilnahme unter Zugrun-
delegung der gleichen Grund-
sätze der Anlage 15 zu prüfen, 
wie das Gutachten. Es muss 
ein Bezug zu den Aussagen im 
zugrundeliegenden Gutachten 
vorhanden sein, die vom Gut-
achter ebenso zu begründen ist 
wie die Beurteilung ob Eignung 
oder Nichteignung gebeben ist.

Leider erschöpfen sich di-
ese Empfehlungen beispiels-
weise in Sätzen wie „…Die 
Verhaltensprognose kann aber 
durch die Teilnahme an einem 
nach § 70 FeV anerkannten 
Kurs zur Wiederherstellung der 
Fahreignung günstig beeinfl usst 
werden. Das Kursmodell muss 
für die Gruppe der drogenauf-
fälligen Kraftfahrer geeignet 
sein und einen konsequenten 
Drogenverzicht zur Folge ha-
ben ...“ oder „… Die Verhalten-
sprognose kann jedoch durch 
die Teilnahme an einem nach § 
70 FeV anerkannten Kurs zur 
Wiederherstellung der Fahreig-
nung günstig beeinfl usst werden. 
Das Kursmodell muss für die 
Gruppe der Fahrer mit hohem 
Punktestand im Verkehrszentral-
register geeignet sein und eine 
verlässliche Verhaltensplanung 

und kontrolle als Kraftfahrer 
zum Ziel haben …“

Für die Zulassung zu einem 
Kurs zur Wiederherstellung der 
Eignung muss es wie für die 
med.-psych. Begutachtung be-
stimmte Kriterien geben, auf-
grund derer ein Gutachter nach 
einer negativen Begutachtung 
zum Ergebnis kommt, dass an-
stelle einer erneuten Eignungs-
überprüfung durch ein med.-
psych. Gutachten die Eignung 
durch eine Kursteilnahme an 
einem Kurs nach § 70 FeV her-
gestellt werden kann. Von der 
Kursempfehlung sind drei Be-
reiche betroffen:

Alkoholmissbrauch
Drogenkonsum
Verkehrsauffälligkeiten

Die Verwaltungsbehörde 
kann zur Beurteilung der Nach-
vollziehbarkeit der Begründung 
einer Kursempfehlung die Be-
gutachtungs-Leitlinien zur 
Kraftfahrereignung heranzie-
hen. Aufgrund der Tatsache, 
dass zum Veröffentlichungszeit-
punkt der Leitlinien nur Kurse 
für Alkoholauffällige Kraftfah-
rer evaluiert und anerkannt wa-
ren, fi nden sich dort noch keine 
Grundlagen für die Bereiche der 
Drogen- und Verkehrsauffäl-
ligen Kraftfahrer.

Den Kommentar zu den Be-
gutachtungs-Leitlinien und 
Die Beurteilungs-Kriterien 
der VdTÜV

Dort fi nden sich entspre-
chende Kriterien die der Gut-

■
■
■

■

■

achter einer Kursempfehlung 
zugrunde legt und mit denen 
eine Kursempfehlung begründet 
werden kann. Im Folgenden 
soll einmal zusammengetra-
gen werden, welche Voraus-
setzungen sich in der aufge-
führten Fachliteratur fi ndet.

Alkoholmissbrauch

In den Begutachtungsleit-
linien zur Kraftfahrereignung 
fi ndet sich zu diesem Thema un-
ter Nr.3.11.1 Nr. f) Folgendes:

f) Nach Begutachtung in ei-
ner amtlich anerkannten Begut-
achtungsstelle für Fahreignung 
wird die Wiederherstellung der 
Fahreignung angenommen, 
wenn sich die noch feststellba-
ren Defi zite durch einen aner-
kannten und evaluierten Rehabi-
litationskurs für alkoholauffällige 
Kraftfahrer beseitigen lassen. 

Die Wiederherstellung 
der Fahreignung durch einen 
dieser evaluierten Rehabili-
tationskurse ist angezeigt, 
wenn die Gutachter eine sta-
bile Kontrolle über das Alko-
holtrinkverhalten für so weit-
gehend erreichbar halten, 
dass dann die genannten Vor-
aussetzungen erfüllt werden 
können. Sie kommt, soweit die 
intellektuellen und kommunika-
tiven Voraussetzungen gegeben 
sind, in Betracht 

wenn eine erforderliche Ver-
haltensänderung bereits voll-
zogen wurde, aber noch der 
Systematisierung und Stabili-
sierung bedarf  oder 

■
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wenn eine erforderliche 
Verhaltensänderung erst 
eingeleitet wurde bzw. nur 
fragmentarisch zustande ge-
kommen ist, aber noch unter-
stützend begleitet, systemati-
siert und stabilisiert werden 
muss oder auch, 
wenn eine erforderliche 
Verhaltensänderung noch 
nicht wirksam in Angriff  
genommen worden ist, aber 
aufgrund der Befundlage, 
insbesondere aufgrund der 
gezeigten Einsicht in die 
Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung sowie der Fä-
higkeit und Bereitschaft zur 
Selbstkritik und Selbstkont-
rolle, erreichbar erscheint.

Die Fähigkeit, ein Fahr-
zeug sicher zu führen, gilt 
dann als wiederhergestellt, 
wenn das vertragsgerechte 
Absolvieren des Kurses durch 
eine Teilnahmebescheinigung 
nachgewiesen wird. Der Kom-
mentar zu den Begutachtungs-
Leitlinien (2.Aufl age, Seite 148 
und 155 ff) führt dazu ergänzend 
aus, dass an die 3 Gruppen sehr 
unterschiedliche Anforderungen 
hinsichtlich einer Kursempfeh-
lung bestehen.

Die erste Gruppe der Be-
troffenen, bei denen eine er-
forderliche Verhaltensände-
rung durch eine selbstkritische 
Auseinandersetzung mit der 
eigenen Verkehrs- und Alko-
holkonsum-Vorgeschichte und 
entsprechender Problemeinsicht 
bereits vollzogen wurde, wird als 
unproblematisch hinsichtlich ei-
ner Kursempfehlung eingestuft. 

■

■

Hier soll durch eine Kursteil-
nahme die vollzogene Änderung 
noch systematisiert und dadurch 
auch stabilisiert werden.

Bei der zweiten Gruppe 
wird dargestellt, dass sich die 
Verhaltensänderung zumindest 
in dem Umfang stabilisiert haben 
muss, dass ein zurückhaltender 
Umgang mit Alkohol gegeben 
sein muss und dass eine geringe 
Anzahl von Trinkanlässen ge-
währleistet ist.

Kritisch betrachtet der Kom-
mentar die dritte Gruppe der 
möglichen Teilnehmer an einem 
Kurs zur Wiederherstellung der 
Eignung nach § 70 FeV. Hier 
reicht zwar nur die Einsicht in 
die Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung, der Adressaten-
kreis wird aber eingeschränkt auf  
Betroffene, bei denen sich zum 
einen noch kein problematischer 
Alkoholkonsum mit ausgeprägter 
Toleranzbildung entwickelt hat 
und es sich im Wesentlichen um 
die Gruppe der wiederholt auf-
fälligen Verkehrsteilnehmer mit 
niedrigen BAK-Werten unter 
1,1 Promille handelt. Grundla-
ge für die Auffälligkeiten waren 
im Wesentlichen eine fehlende 
Motivation Fahren und Konsum 
voneinander zu trennen und ein 
fehlendes Risikobewusstsein. 
Die Beurteilungskriterien er-
gänzen diese Ausführungen 
in den Kriterien AV 9.1.-9.3 N 
durch die Notwendigkeit 

einer ausreichenden Fähigkeit 
zur Selbstrefl exion 
einem ausreichenden Durch-
setzungsvermögen um eine 

■

■

stabile Änderung einleiten 
und aufrecht erhalten zu kön-
nen und selbstverständlich
das Vorhandensein entspre-
chender kommunikativer 
Voraussetzungen der Betrof-
fenen um an einen entspre-
chenden Kurs auch erfolg-
reich teilnehmen zu können.

Drogenkonsum

Wie bereits ausgeführt, fi n-
den sich zu diesem Bereich keine 
Grundlagen in den Begutach-
tungs-Leitlinien. Hier ist zuerst 
einmal darauf  hinzuweisen, dass 
sich aus einem Gutachten klar 
ergeben muss, welches Konsum-
muster bei dem Untersuchten 
zugrunde gelegt wurde. Der 
Kommentar zu den Begutach-
tungs-Leitlinien unterschei-
det – basierend auf  den Beur-
teilungs-Kriterien des VdTÜV 
- vier Konsummuster:

Drogenabhängigkeit:
Diagnostiziert nach Kriterien 
der ICD-10 oder des DSM-
IV (-TR)

Fortgeschrittene Drogenproblemstik:
Missbrauch nach DSM-IV 
(-TR), polyvalente Konsum-
muster, Konsum hochsucht-
potenter Drogen, persönliche 
Primär- oder Sekundärproble-
matik als Konsummotiv

Drogengefährdung:
Gewohnheitsmäßiger (bis zu 
täglicher) Cannabiskonsum 
und höchstens seltener, ge-
legentlicher Konsum anderer 
(„ Party „-)Drogen. Die reine 
Frequenzbetrachtung (z.B. 
wöchentlicher bis zu täglicher 
Konsum) kann nicht als aus-

■

■

■

■
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reichend angesehen werden, 
vielmehr ist im Sinne der 
Verhaltensprognose verstärkt 
auf  Anzeichen für Habituati-
on des Verhaltens zu achten, 
da damit eine verminderte 
Situationskontrolle des Kon-
sums einhergeht

Gelegentlicher Cannabiskonsum:
Ausschließlicher und nur 
gelegentlicher, seltener als 
wöchentlicher Konsum: von 
Cannabis. Alkoholkonsum 
oder Beigebrauch anderer 
berauschender Mittel fi ndet 
nicht statt.

Fehlt die Einschätzung 
des Konsummusters, ist zum 
einen das der Kursempfehlung 
zugrundeliegende Gutachten 
nicht nachvollziehbar und er-
gänzend kann dann natürlich 
auch die Kursempfehlung nicht 
nachvollzogen werden, da sich 
diese im Regelfall an den Kon-
sumgruppen orientiert. Grund-
sätzlich sollte eine Kursemp-
fehlung nur in den Fällen der 
Drogengefährdung und des 
gelegentlichen Cannabiskon-
sumenten mit fehlendem Tren-
nungsvermögen von Konsum 
und Fahren geprüft werden. 
Der Kommentar führt aus, dass 
bei gelegentlichem Konsum mit 
mangelndem Trennungsver-
mögen vor allem nur dann eine 
Kursempfehlung ausgesprochen 
werden sollte, sofern der Betrof-
fene sich zum Drogenverzicht 
entschlossen hat und diese Stra-
tegie einer Unterstützung bedarf. 
Ergänzend wird ausgeführt, dass 
bei einer fortgeschrittenen Dro-
genproblematik eine Kursteil-
nahme auch dann möglich wäre, 

■

wenn keine suchttherapeutischen 
oder psychotherapeutischen 
Maßnahmen erforderlich sind 
und der Entschluss für eine dau-
erhafte Abstinenz gefasst und 
ausreichend lang nachgewiesen 
wurde. Es ist davon auszuge-
hen, dass ausreichend lang dann 
gewährleistet ist, wenn die Abs-
tinenzerfordernisse der Beurtei-
lungs-Kriterien durch forensisch 
verwertbare Nachweise nach-
gewiesen wurden. Spezifi scher 
auch hier die Beurteilungs-Krite-
rien (Kriterium D 7.1 N – D 7.4 
N). Gefordert wird vor allem

dass generelle Fehleinstellun-
gen oder Verhaltensprobleme 
fehlen, die unabhängig von 
einer Drogenproblematik zu 
sehen sind, wie zum Beispiel 
Selbstwertproblematik, neu-
rotische Fehlhaltungen, De-
pressionen, Persönlichkeits-
störungen,
dass Ansätze vorhanden sind, 
das eigene problematische 
Verhalten im Zusammenhang 
mit dem Drogenkonsum aus-
reichend zu identifi zieren,
dass eine Bereitschaft vorhan-
den ist, die rückfallbegüns-
tigenden Einstellungen und 
Gewohnheiten zu ändern,
dass ansatzweise eine Aus-
einandersetzung mit der dem 
Drogenkonsum zugrundelie-
genden Problematik stattge-
funden hat, 
dass das problematische Ver-
halten hinsichtlich des Ge-
fährdungspotenzials realis-
tisch eingeschätzt wird,
dass der Drogenkonsum auf-
grund der negativen Erfah-
rungen eingestellt wurde.

■

■

■

■

■

■

Verkehrsauff älligkeiten

Hier fi nden sich in den Be-
gutachtungs-Leitlinien (Nr.31.5) 
entsprechende Leitsätze, unter 
welchen Voraussetzungen die 
Wiederherstellung der Eignung 
durch derartige Rehabilitati-
onskurse in Betracht kommt, 
auf  die im Kommentar zu den 
Begutachtungs-Leitlinien ohne 
ergänzende Ausführungen ver-
wiesen wird:

die intellektuellen und kom-
munikativen Voraussetzungen 
sind gegeben
eine erforderliche Verhaltens-
änderung wurde bereits voll-
zogen, bedarf  aber noch der 
Systematisierung und Stabili-
sierung oder
wenn eine erforderliche 
Verhaltensänderung erst 
eingeleitet wurde bzw. nur 
fragmentarisch zustande ge-
kommen ist, aber noch unter-
stützend begleitet, systemati-
siert und stabilisiert werden 
muss oder auch
wenn zwar eine erforderliche 
Verhaltensänderung noch nicht 
wirksam in Angriff  genom-
men worden ist, aber den-
noch aufgrund der Befund-
lage, insbesondere aufgrund 
der gezeigten Einsicht in die 
Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung sowie der Fä-
higkeit und Bereitschaft zur 
Selbstkritik und Selbstkont-
rolle erreichbar erscheint.

Bleiben nur die Beurtei-
lungs-Kriterien, um etwas in 
die Tiefe gehen zu können. 
Doch auch hier bleibt festzustel-

■

■

■

■
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len, dass die Zulassungskriterien 
der Hypothese 9 (Prüfung einer 
Kurszulassung für verkehrs- bzw. 
alkoholauffälligen Kraftfahrern 
nicht weiterhilft. Diese sind in 
etwa identisch mit den Kriterien 
für eine Kursempfehlung bei Al-
koholmissbrauch.

Zusammenfassend ist fest-
zustellen, dass sich einige 
Voraussetzungen fi nden, die 
bei einer Kursempfehlung zu 
erfüllen sind. Diese Voraus-
setzungen müssen sich in der 
Exploration und Beurteilung 
eines med.-psych. Gutachtens 
fi nden und auch die Grundla-
ge für die Begründung einer 
Kursempfehlung sein.

Unproblematisch ist eine 
Kursempfehlung sicherlich in 
den Verwaltungsverfahren der 
Erst- oder Neuerteilung ei-
ner Fahrerlaubnis. Stellt sich 
jedoch die Frage nach der 
Bewertung eines Gutach-
tens mit Kursempfehlung in 
einem Überprüfungsverfah-
ren, wenn der Betroffene im 
Besitz einer Fahrerlaubnis 
ist. Hier werden sehr konträre 
Auffassungen vertreten. Es 
fi ndet sich vor allem 2 Rich-
tungen:

die Belassung der Fahrer-
laubnis mit der Aufl age in-
nerhalb einer Frist an einem 
Kurs zur Wiederherstellung 
der Eignung teilgenommen 
zu haben, da ein Gutachten 
mit Kursempfehlung mit der 
sogenannten „bedingten Eig-
nung“ gleichzusetzen ist bzw.
die Entziehung der Fahrer-

■

■

laubnis mit einer Kurszu-
stimmung im Neuerteilungs-
verfahren

Wie schon vorab ausgeführt, 
sind die Beurteilung der Eig-
nung durch die med.-psych. 
Begutachtung und die Emp-
fehlung eines Kurses zur Wie-
derherstellung der Eignung 
nach § 70 FeV isoliert von-
einander zu betrachten. Wie 
schon dem Namen der Kurse 
zu entnehmen ist, können diese 
einen Beitrag dazu leisten, dass 
Betroffene Ihre Eignung mit der 
Teilnahme „wieder herstellen“ 
können. Demzufolge kommt 
das zugrunde liegende Gut-
achten zu einer negativen 
Prognoseaussage, jedoch 
mit der Einschränkung, dass 
anstelle einer erneuten med.-
psych. Begutachtung eine 
Kursteilnahme die Eignungs-
mängel ausräumen kann. Die 
Rechtsprechung vertritt auch 
hier wieder einmal gegentei-
lige Auffassungen:

Während das VG Freiburg 
die Auffassung vertrit, dass die 
sofortige Entziehung der Fahr-
erlaubnis den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit verletzt, 
wenn ein Kraftfahrer nach 
einem med.-psych. Gutachten 
zwar zum Zeitpunkt der Be-
gutachtung als ungeeignet zum 
Führen von Kraftfahrzeugen 
anzusehen ist, nach dem Eig-
nungsgutachten aber die be-
gründete Erwartung besteht, 
dass der Eignungsmangel allein 
durch die Teilnahme an einem 
bestimmten Nachschulungskurs 
ausgeräumt wird, bestätigen das 

VG Neustadt und VG Weimar 

die Auffassung, dass die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis durch 
das negative Gutachten belegt 
und demzufolge die Fahrerlaub-
nis zu entziehen ist.

Unter Zugrundelegung der 
Rechtsvorschriften der Fahr-
erlaubnisverordnung ist eine 
Fahrerlaubnis entsprechend 
§ 46 Abs.1 FeV zu entziehen. 
Hier hat die Verwaltungsbehörde 
keinen Ermessensspielraum. 
Ergänzend ist die Tatsache zu 
berücksichtigen, dass ein Kraft-
fahrzeugführer, dessen Eignung 
zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen durch einen Gutachter fest-
gestellt wurde, teilweise mehrere 
Monate weiterhin am Strassen-
verkehr teilnehmen kann bis ein 
Kurs abgeschlossen ist, da diese 
zum einen nicht permanent an-
geboten werden und zum ande-
ren auch noch eine Laufzeit von 
mehreren Wochen haben. Diese 
unterschiedliche Verfahrenswei-
se wird im Übrigen auch von 
Kursleitern bemängelt, die in Ih-
ren Kursen Fahrerlaubnisinhaber 
und -bewerber in den Kursen 
sitzen haben. Hier ist dringend 
eine eindeutige Regelung herbei-
zuführen, wie diese Gutachten 
hinsichtlich der Eignung der Be-
troffenen zu bewerten sind. 

Hinweis: Den ungekürzten Bei-
trag mit Fundstellen fi nden Sie im 
Internet unter www.vd-online.de. ■
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